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- Datenschutz und Sicherheit: Pilotbetrieb unterliegt unverändert 
Zweckbindung, Löschfristen und Zugriffsbeschränkungen; Betreiber müssen 
Nachweise zur Verschlüsselung und Zugriffskontrolle erbringen. 

 
§ 3 Abs. 5 

Wir begrüßen diese Anpassung ausdrücklich, da diese den aktuellen Stand der 
Technik widerspiegelt. 
 
§4 Abs. 2 und 4 

Die Notrufnummer 110 ist als nationale Notrufnummer gesetzlich zu verankern. Die 
nationale Notrufnummer 110 und die europaweit gültige Notrufnummer 112 sind in 
ihrer Schutzwürdigkeit, Verfügbarkeit und Prioritätsbehandlung gleichwertig zu 
behandeln. Eine Ungleichbehandlung ist unzulässig; insbesondere dürfen 
Maßnahmen zur Priorisierung, Fallback  oder Routingsteuerung nicht zu einer de 
facto Benachteiligung der 110 führen. Die RICHTLINIE (EU) 2019/882 DES 
EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 17. April 2019 über die 
Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen gilt für die 
Beantwortung von an die einheitliche europäische Notrufnummer 112 gerichteten 
Notrufen. Die nationale Notrufnummer 110 sollte auch darunter subsumiert werden. 
 
Begründung und Rechtslogik: 
- - Beide Nummern dienen zeitkritischen Lebenserhaltungszwecken und 

müssen rechtlich und praktisch dieselbe Schutzwirkung entfalten. 
- - Nationale Besonderheiten der 110 (polizeiliche Einsatzketten, nationale 

Alarmkonzepte) erfordern eine ausdrückliche gesetzliche Verankerung, damit 
Anforderungen an Verfügbarkeit, Priorität und Interoperabilität verbindlich 
gelten. 

- - Ohne ausdrückliche Gleichstellung drohen durch Interoperabilitätslücken, 
unterschiedliche Implementierungen von EU Vorgaben (z. B. 
Barrierefreiheitsanforderungen) und abweichende Hersteller /Netzvarianten 
Informationsverlust, Medienbrüche und Verzögerungen bei der Weiterleitung 
zwischen 112 und 110. 

 
  








